
Abschrift

Gesellschaftsvertrag
der

Deichtorhallen Hambura GmbH

l.

Allgemeine Bestimmungen

§1
Die Gesellschaft führt die Firma

"Deichtorhaflen Hamburg GmbH".

Ihr Sitz ist Hamburg.

§2
t

Gegenstand des Unternehmens ist unmittelbar und ausschließlich die Förderung von Kunst
und der Kultur in der Freien und Hansestadt Hamburg und Umgebung und alte damit in'Zu:
sammenhang stehenden Geschäfte zur Stärkung Hamburgs ais intematronale Kultur-' und
Kunstmetropofe.

Der Unternehmensgegenstand wird insbesondere verwirklicht:

a^ ?_u_rch^?rlBetri?b eine-s Ausstellu"9szentrums in den denkmalgeschützen Deichtorhal-
len mit dem umliegenden Gelände und die Veranstaltung von-künstlerisch besonders
ansPr.uc.hsro"e,rA.usste"un9en von zeitgenössischer Kunst und Fotografie, Skulpturen
Objekten und Installationen

in der Nordhalle mit der .Halle für aktuelle Kunst",
lr! d^_ ?üdh?H.e mindestens für d!e Dauer der Leihgabe der Sammlung F.C.
Gundlach mit dem "Haus der Photographie",

Ausstellungen können auch an anderen Orten oder in anderen Gebäuden unter Benut-
zung der geschäftlichen Bezeichnung "Deichtorhallen Hamburg" mit eventueHer-Anfü-
gung weiterer Zusätze durchgeführt werden, wie derzeit auf ()eih)vertraQlicher Basis

"? ei1er c!er Fabrikhallen der Phoenjxwerke in Hamburg-Harburg als AußensteJle
der Deichtorhalten unter der geschäftlichen Bezeichnung .DeFchtorhalten Ham"-
bürg" mit dem Zusatz "- Sammlung Falckenberg",

b) durch die Organisation _ und Durchführung von sonstigen künstlerisch besonders an-
spr,uchsvollen^eranstaltungen (Festival<wie Z.B. dieTriennafen der Fotografie'etc;)
in Zusammenarbeit mit Künstlern, Fotografen, Museen, Galerien und weiteren Instituti-
onen und Vermittlung des eigenen Programms,

c) durch die Pflege der a!s Dauerleihgaben Übernommenen Kunstsammtungen und Bild-
archive,
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d) unter Beachtung der vom Senat festgelegten sonstigen Öffentlichen Interessen.

§3

(1) Die Gesellschaft verfolgt die in § 2 festgelegten gemeinnützigen Zwecke ausschließlich
und unmittelbar im Sinne des Abschnitts ^Steuerbegünstigte Zwecke" der Afagabenord-
nung.

(2) Die Gesellschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftllche
Zwecke. Alle Mittel einschließlich etwaiger "Überschüsse werden ausschließlich für
satzungsmäßige Zwecke verwendet werden.

(3) Die Gesellschafter erhalten keine Gewinnanteife und In ihrer Eigenschaft als Gesell"
schafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft. Sie erhalten
bei Auflösung der Gesellschaft nicht mehr als ihre eingezahlten KapJtalanteile und den
gemeinen Wert der geleisteten Sacheinlagen zurück.

(4) Die Gesellschaft darf keine natürliche oder juristische Person durch Ausgaben, die
dem Zwecke der Gesellschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergü-
tungen begünstigen.

(5) Die Gesetlschaft kann Tochtergesellschaften gründen bzw. Beteiligungen eingehen. t

*

II.

Stammkapital und Stammeinfaaen

§4

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt Eure 25.564,59, Es ist voll in voller Höhe einge-
zahlt. Alleinige Gesellschafterin ist die Freie und Hansestadt Hamburg.

t.

IN.
l

Verfassung der Gesellschaft

§5

Die Organe der Gesellschaft sind:

1. die Geschäftsführung,
2. derAufsichtsrat,
3. die Gesdlschafterversammlung.

§6

Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Mehrere Geschäftsführer vertre-
ten die Geselfschaft gemeinschaftlich. Hat die Gesellschaft nur einen Geschäftsführer, ist
dieser allein vertretungsberechtigt.
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§7

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 9 Mitgliedern. Mitglieder kraft Amtes sind der Präses der
für die Kultur zuständigen Behörde sowie ein/eine leitender/leitende BeamterAtin die-
ser Behörde. Die Stiftung F.C. Gundiach als Leihgeber der Sammlung F.C. Gundlach
ist für die Dauer des Leihvertrags berechtigt, einen Repräsentanten mit Sitz und Stim-
me in den Aufsichtsrat zu entsenden. Die übrigen sechs Mitglieder werden von der
Freien und Hansestadt Hamburg berufen und abberufen.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrates nach Abs. 1 Satz 5 können längstens auf die nach
§ 102 des AktG zulässige Zeit bestellt werden. Eine Wiederbesteilung ist zulässig.

(3) Gleichzeitig mit den Aufsichtsratsmitgliedern kann für ein oder mehrere bestimmte MJt-
glieder jeweils ein Ersatzmitgfied bestellt werden, das bei Ausscheiden des betreffen-
den Mitgliedes für dessen restliche Amtszeit an seine Stelle tritt.

(4) Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens eines Aufsichtsratsmitgliedes kann, falls ein
Ersatzmitgtied nicht bestellt ist, ein neues Mitglied nur für den Rest der Amtszeit des
ausgeschiedenen Mitgliedes bestellt werden.

(5) Den Vorsitz des Aufsichtsrates übernimmt der Präses der für Kultur zuständigen Be-
hörde. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den stellvertretenden Vorsitzenden.
Scheidet der bzw. die stellvertretende Vorsitzende aus seinem/ihrem Amt aus, hat der .t

Aufsichtsrat unverzüglich eine Ersatzwahl vorzunehmen.
h

4

§8

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu beraten und zu überwachen. Er kann
insbesondere von der Geschäftsführung jederzeit einen Bericht über die Angelegenhei-
ten der Gesellschaft verlangen, die Bücher und Schriften der Gesellschaft einsehen
und prüfen sowie örtliche Besichtigungen vornehmen; er kann damit auch einzelne
Mitglieder oder für bestimmte Aufgaben besondere Sachverständige beauftragen. Dem
Aufsichtsrat soll nicht mehr als ein ehemaliges Mitglied der Geschäftsführung angehö-
ren, Aufsichtsratsmitglieder sollen keine Organfunktion oder Beratungsaufgabe bei we-
sentlichen Wettbewerbern des Unternehmens ausüben.

1

(2) Dem Aufsichtsrat obliegt die Bestellung, Anstellung und Abberufung der Geschaftsfüh-t

rer. Die Bestellung erfolgt auf höchstens fünf Jahre, wiederholte Bestellung ist zulässig.
J"

Bestellung und Abfaerufung sowie die Bedingungen der Anstellungsverträge nebst de-
ren Änderung bedürfen der Zustimmung der Gesellschafterversammlung.

(3) Der Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen:

1. die Bestellung und Abberufung von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten.
eine Einzeiprokura darf nicht erteilt werden,

2. der Wirtschaftsplan und seine Änderungen, die Planungen im Hinblick auf das
jährliche Ausstellungsprogramm wie die tragenden Grundsätze der Ausstellungs-
Politik,

3. die Festsetzung allgemein gültiger Entgelte, Z.B. Eintrittspreise,
4. Grundstücksgeschäfte sowie der Abschluss. die Änderung und die Aufhebung

von Miet- und Pachtverträgen ab einer vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Zeit-
dauer und Wertgrenze,
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5. die Aufnahme von Krediten und die Gewährung von Darlehen ab einer vom Auf-
sichtsrat festzul'egenden Wertgrenze,

6. die Übernahme von Bürgschaften, Garantien sowie sonstigen Verpflichtungen
zum Einstehen für fremde Verbindlichkeiten,

7. die allgemeinen Vereinbarungen und Maßnahmen zur Regelung der arbeits- und
versorgungsrechttichen Verhältnisse der Beschäftigten mit finanziellen Auswir-
kungen,

8. der Abschluss von Vermögensschaden-Haftpflichtversicherungen (D&O Versi-
cherungen) fürGeschäftsführungent

9. die Gründung anderer Unternehmen, der Erwerb, die Veräußerung sowie Belas-
tung von Beteiligungsrechten, die Maßnahmen i.S.d. § 14 Abs. 3 Satz 2 sowie
der Errichtung, Verlegung und Aufhebung von Zweigniederlassungen und Be-
triebsstätten.

(4) Der Aufsichtsrat bestimmt in einer von ihm zu beschließenden Geschäftsanweisung für
die Geschäftsführung, wie die Geschäfte der Gesellschaft im einzelnen zu führen sind,
d.h, insbesondere, welche weiteren Geschäfte nur mit seiner Zustimmung vorgenom-
men werden dürfen. Die Geschäftsanweisung des Aufsichtsrates kann durch einen
Aufsichtsratsbeschluss jederzeit geändert werden.

(5) Im Übrigen bestimmen sich die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates nach den ak-
tienrechtlichen Vorschriften.

§9k

(1) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Er kann Ausschüsse von mindestens drei seiner Mitglieder bilden und ihnen einzelne
seiner Aufgaben zur Vorbereitung oder, soweit § 107 Abs. 3 Satz 2 des AktG nicht ent-
gegensteht, durch einstimmigen Beschluss zur selbstständigen Erledigung übertragen.

§10

(1) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf Mitglieder anwesend sind.
§ 108 Abs. 3 AktG ist anwendbar. Das gleiche gilt für Ausschüsse mit der Maßgabe,
dass in jedem Fall mindestens drei Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen

*d

müssen.<
i,
+
f
<<

<2) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stirn menmehrheit. Stimmenthal-t.

tungen werden nicht gezählt. Bei Stimmgteichheit gibt die Stimme des bzw. der Vorsit-
zenden den Ausschlag.

(3) Stellvertreter von Aufsichtsratsmitgliedem können nicht bestellt werden. An den Sit-
zungen des Aufsichtsrates können jedoch Personen, die dem Aufsichtsrat angehören,
anstelle von verhinderten Aufsichtsratsmitgtiedem ohne eigenes Stimmrecht teilneh-
men, wenn sie von diesen hierzu schriftlich ermächtigt sind. Sie können schriftliche
Stimmabgaben der abwesenden Aufsichtsratsmitglieder überreichen.

§11f

f
r

t

(1) Die Geselfschafterversammlung beschließt über:
l
7
f-
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1. die Feststellung des Jahresabschlusses, die Genehmigung des Lageberichts und
die Verwendung des Jahresergebnisses oder Bilanzgewinns,

2. die Entlastung der Geschäftsführer und des Aufsichtsrats.
3. die Wahl des Abschlussprüfers,
4. die Zahl der Geschäftsführer und über die Zustimmung zur Bestellung und Abbe-

rufung des Geschäftsführers bzw. der Geschäftsführer sowie über die Bedingun-
gen der Anstellungsverträge sowie deren Änderung,

5. die Verfolgung von Rechtsansprüchen gegen die Geschäftsführer.
6. die Zustimmung zum Erwerb, zur Veräußerung und Belastung von GrundstÜ-

cken. grundstücksgleichen Rechten und Beteiligungsrechten und zur Errichtung
von Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen gemäß § 8 Abs. 3 ZJff. 9.

E. f*

(2) Im Übrigen bestimmen sich die Rechte und Pflichten des Gesellschafters nach den
gesetzlichen Vorschriften, soweit nicht in diesem Gesellschaftsvertrag etwas anderes
bestimmt ist.t

f

(3) Ein Gesellschafter ist auch in eigenen Angelegenheiten und insbesondere zu den in
§ 47 Abs.4 GmbHG aufgeführten Beschlussgegenständen stimmberechtigt

IV.
*

Geschäftsjahr und Jahresabschluss

§12

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§13l!

(l) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das ver-
gangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustellen und
dem Abschlussprüfer vorzulegen. Für die Aufstellung und Prüfung des Jahresab-
Schlusses und des Lageberichts sind die Vorschriften des Dritten Buches des Han-$

delsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften anzuwenden. Nach Prüfung durch
den Abschlussprüfer legt die Geschäftsführung unverzüglich den Jahresabschluss, den
Lagebericht sowie einen Vorschlag für die Verwendung des Jahresergebnisses oder

1r

Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat vor.rf

4

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die
Verwendung des Jahresergebnisses oder Bilanzgewinns zu prüfen und über das Er-
gebnis der Prüfung schriftlich an die Gesellschafterversammlung zu berichten.

(3) Die Gesellschafterversammlung hat in den ersten acht Monaten des neuen Geschäfts-n
l

Jahres über die Feststellung des Jahresabschlusses, über die Genehmigung des Lage-
berichts, über die Verwendung des Jahresergebnisses oder Bitanzgewinns und über
die Entlastung von Geschäftsführung und Aufsichtsrat zu beschließen.
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v.

Beziehung zur Freien und Hansestadt Hamburq

§14

(1) Die für die Kultur und die Finanzen zuständigen Behörden der Freien und Hansestadt
Hamburg sind berechtigt, sich von der Ordnungsmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit
des Geschäftsgebarens zu überzeugen. Sie können dazu durch Beauftragte Einsicht in
den Betrieb und in die Bücher und Schriften nehmen.r

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg nimmt die Rechte aus § 53 des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes in Anspruch. Dem Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
stehen die Rechte aus § 54 des Haushaltsgrundsätzegesetees zu.

(3) Die Gesellschaft darf sich an einem anderen Unternehmen m!t mehr als 20 % des
Grund- oder Sfammkapitals nur beteiligen, wenn hierfür die Zustimmung der zu-
ständigen Behörde der Freien und Hansestadt Hamburg vorliegt, in der Satzung oder
im GeseHschaftsvertrag dieses Unternehmens die in den Absätzen 1 und 2 genannten
Rechte festgelegt werden und bestimmt wird, dass der Jahresabschluss und der Lage-
bericht entsprechend den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften des Dritten Bu-
ches des Handetsgesetzbuches aufzustellen und zu prüfen sind. Der Zustimmung der

ri

zuständigen Behörde bedarf es auch, wenn ei-ne solche Beteiligung erhöht, ganz oder
zum Teil veräußert oder eine Maßnahme vergleichbarer Bedeutung (Z.B. KapitalerhÖ-
hung/.herabsetzung. Änderung des Unternehmensgegenstandes;Abschluss. Ände-l'

mng und Aufhebung von Beherrschungsverträgen, Änderung des staatlichen Einflus-
ses im Aufsichtsorgan) durchgeführt werden soll. Bei einer Mehrheitsbeteiligung ist au-^

1+.

ßerdem eine Regelung gemäß Satz 1 und 2 dieses Absatzes zu treffen.l

VI.

Bekanntmachungen

§15

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im elektronischen Bundesanzeiger veröf-
fentlicht.

VII.

Schlussbestimmungen

§16

Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall ihres steuerbegünstigten Zwecks, fällt das
Vermögen der Gesellschaft an die Freie und Hansestadt Hamburg, die es unmittelbar und
ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.
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§17

Salvatorische Klausel

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsyertrages Sanzoderte11wei^e
rechtsunwirksam oder nichtig sein oder werden, so wird hierdurch die Gültigkeit der üb-
ri.aen Bestimmungen nicht berührt. Die unwirksame oder nichtige Bestimmung ist durch
emerechtsgültige Regelung zu ersetzen, die dem von den Geseilschaftemerkennba/
angestrebten wi'rtschaftlichen Zweck so nahe kommt. als dies rechtlich nurzulässig ist.
Entsprechendes gilt, falts sich eine Regelungslücke in diesem Gesettschaftsvertrag er-
geben sollte.

(2) Die Kosten dieses Gesellschaftsvertrages und seiner Durchführung trägt die .Geseli-
schaft.

»

I
t
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Hierdurch bescheinige ich. der Hamburgische Notar Dr Detlef Thomsen, Gänsemarkt 50,
20354 Hamburg, gemäß § 54 GmbH-Gesetz, dass die geänderten Bestimmungen des
Gesellschaftsvertrages mit dem Beschluss über die Änderung des Gesellschaftsvertrages
und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten
vollständigen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages übereinstimmen.

t

Hamburg, 16. Mai.2014

(Siege!) gez. Dr. Thomseni

^

Notar

+
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